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Überlastete Justiz im Steinzeitmodus- Briefstau bei der Staatsanwaltschaft Dortmund 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Auf der Webseite der Staatsanwaltschaft Dortmund sind zahlreiche Formulare mit folgendem 
Hinweis zu finden: 
 
Die Formulare sind zum Ausdrucken bzw. manuellem Ausfüllen gedacht. Bitte übersenden Sie 
die vollständig ausgefüllten und unterschriebenen Anträge auf dem Postweg an die Staatsan-
waltschaft Dortmund.1 
 
Auf die Möglichkeit des Hochladens der Dokumente über „Mein Justizpostfach“ wird nicht hin-
gewiesen. 
 
Die postalisch übersandten Dokumente müssen dann erst in der Staatsanwaltschaft gescannt 
und der elektronischen Akte zugeordnet werden. Aufgrund des Personalmangels und der 
Überlastung der Staatsanwaltschaft kommt es hierbei aktuell zu Verzögerungen.2 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8315 mit Schreiben vom 27. Juli 2026 namens 
der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Warum wird auf der Webseite der Staatsanwaltschaft in Dortmund nicht auf die 

Möglichkeit des Hochladens von Dokumenten über „Mein Justizpostfach“ hinge-
wiesen?  

 
Auf der Webseite der Staatsanwaltschaft Dortmund sind unter dem Menüpunkt „Kontakt“ und 
hier „E-Mail-Hinweis“ Informationen zum elektronischen Rechtsverkehr hinterlegt. Der Link 
zum elektronischen Rechtsverkehr leitet zu den entsprechenden Informationen auf dem 

 
1 https://www.sta-dortmund.nrw.de/infos/Formulare/index.php 
2 Sophie Schädel in Ruhr Nachrichten: Post-Stau bei der Staatsanwaltschaft Warum Briefe in Dort-
mund wochenlang liegen bleiben, abgerufen unter: https://www.ruhrnachrichten.de/castrop-
rauxel/post-stau-staatsanwaltschaft-dortmund-digitalisierung-verzoegerungen-scanstelle-briefe-
w1211475-2002117958/ (letzter Zugriff 29.06.2026) 
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Justizportal des Landes NRW weiter. Unter der dortigen Verlinkung „Bürgerinnen und Bürger“ 
erfolgt der Hinweis auf „Mein Justizpostfach" mit dem Bemerken, der Dienst ermögliche eine 
digitale, rechtssichere und kostenlose Kommunikation mit der Justiz. Zudem ist der Link zu 
der Internetseite https://mjp.justiz.de/#/ hinterlegt. 
 
Es wird derzeit geprüft, inwieweit es sachdienlich ist, im Rahmen eines zur Rubrik „Formulare“ 
bestehenden zentralen Textbausteins auf die zu „Mein Justizpostfach“ erteilten Hinweise ge-
sondert aufmerksam zu machen. 
 
 
2. Wieso ist eine Übermittlung von Formularen per E-Mail nicht möglich?  
 
Für Nachrichten an Gerichte und Staatsanwaltschaften ist eine einfache E-Mail nicht ausrei-
chend, wenn die gesetzlichen Bestimmungen für den elektronischen Rechtsverkehr eine be-
sondere Form vorsehen. 
 
Elektronische Dokumente können bei Strafverfolgungsbehörden und Gerichten nach Maß-
gabe des § 32a der Strafprozessordnung (StPO) eingereicht werden. Nach § 32a Abs. 3 StPO 
müssen solche Dokumente, die schriftlich abzufassen, zu unterschreiben oder zu unterzeich-
nen sind, als elektronisches Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der ver-
antwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf 
einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. Dies schließt eine Übermittlung von 
solchen Formularen per E-Mail aus. Denn gemäß §§ 14, 4 der Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung (ERVV) dürfen auch qualifiziert elektronisch signierte Dokumente ausschließlich 
auf einem sicheren Übermittlungsweg oder über das Elektronische Gerichts- und Verwaltungs-
postfach (EGVP) – nicht aber per E-Mail – an die Strafverfolgungsbehörden und Gerichte 
übermittelt werden. 
 
Soweit nach § 15 Abs. 2 ERVV die Übermittlung von nicht schriftformgebundenen Dokumen-
ten auch auf anderen Übermittlungswegen erfolgen kann, setzt dies voraus, dass ein solcher 
Übermittlungsweg für die Entgegennahme verfahrensbezogener elektronischer Dokumente 
durch die jeweilige Behörde generell und ausdrücklich eröffnet ist. Davon hat die Staatsan-
waltschaft Dortmund für die Übermittlung per E-Mail abgesehen. 
 
 
3. Wie ist die aktuelle Personalsituation bei der Staatsanwaltschaft in Dortmund?  
 
Die Personalsituation stellt sich bei der Staatsanwaltschaft in Dortmund aktuell (Stand 31. 
März 2026) wie folgt dar: 
 
Im staatsanwaltschaftlichen Bereich sind 100 Personen mit einem Arbeitskraftanteil (AKA) von 
94,65, im sonstigen höheren Dienst eine Person mit einem AKA von eins, im amtsanwalt-
schaftlichen Dienst 28 Personen mit einem AKA von 27,35, im gehobenen Dienst 25 Personen 
mit einem AKA von 23,95, im mittleren und Schreibdienst 141 Personen mit einem AKA von 
130,26, im einfachen Dienst 23 Personen mit einem AKA von 23 und ein Wirtschaftssachbe-
arbeiter mit einem AKA von eins beschäftigt. 
 
 
4. Können Bürgerinnen und Bürgern, die entsprechend der Anweisungen auf der 

Webseite Formulare per Post schicken, Nachteile durch den aktuellen Briefstau 
bei der Staatsanwaltschaft Dortmund entstehen?  
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Konkrete, hierauf zurückzuführende Nachteile für Bürgerinnen und Bürger sind nicht bekannt 
geworden. Der Generalstaatsanwalt in Hamm hat mir vor dem Hintergrund der Situation bei 
der Staatsanwaltschaft in Dortmund folgende dort ergriffene Maßnahmen berichtet: 
 
Es sei veranlasst worden, dass alle eingehenden Schriftstücke vor dem Scanprozess gesichtet 
würden. Schriftstücke, die eilig vorgelegt und bearbeitet werden müssen, würden sofort ge-
scannt, andere Dokumente nach ihrem Eingangsdatum geordnet.  
 
 
5. Gibt es vergleichbare Probleme auch bei anderen Staatsanwaltschaften in Nord-

rhein-Westfalen?  
 
Vergleichbare Probleme sind bei anderen Staatsanwaltschaften nicht bekannt geworden. 
 


